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Kreis Viersen 
 

482/2023 Allgemeinverfügung zur Umsetzung der Bekanntmachung des Bundes-

ministeriums für Gesundheit (BMG) nach § 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) vom 

19. 4. 2023 (Banz AT 25.04.2023 B4) bezüglich des Versorgungsmangels der Bevölke-

rung mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder 

 
Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage von § 79 Abs. 5 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG) vom 12. Dezember 2005 (BGBI. I S. 3394) in der z. Z. geltenden Fassung i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 3a 
der Verordnung über die Zuständigkeiten im Humanarzneimittel-, Medizinprodukte- und Apotheken-
wesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am 
Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in der z. Z. geltenden Fassung sowie der Bekannt-
machung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) vom 19. April 2023 (Banz AT 25.04.2023 B4). 
 
 

Allgemeinverfügung 
 
Regelungen 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten für öffentliche Apotheken, die ihren Sitz im Gebiet 
des Kreises Viersen haben.  
 
I. Gestattung 
Den öffentlichen Apotheken im Gebiet des Kreises Viersen wird in Bezug auf in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht zugelassene antibiotikahaltige Säfte für Kinder folgende Abweichung von § 73 
Abs. 3 Nr. 1 AMG gestattet: 

• Die Bestellung der betreffenden Arzneimittel durch die Apotheken kann erfolgen, ohne dass 
der jeweiligen Apotheke zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer einzelnen Person und eine 
Verschreibung für das betreffende Arzneimittel vorliegen. 

• Eine Bevorratung der betreffenden Arzneimittel kann in angemessenem Umfang bis zu einem 
4-Wochenvorrat, zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Versorgung der Kunden der Apo-
theke, erfolgen. 

• Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum be-
zogen werden. 

 
Die weiteren Vorgaben des § 73 Abs. 3 AMG bleiben unberührt. 
 
Die nach § 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in jedem Fall der Verbringung aufzuzeichnenden 
Angaben sind durch die Apotheke vorzuhalten und auf Verlangen der zuständigen Aufsichtsbehörde 
unverzüglich bereitzustellen.  
 
Hinweis: 
Die Beratungspflichten, die sich aus § 20 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) ergeben, sind zu be-
achten. 
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II. Geltungsdauer 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.  
 
Die Gestattung gilt bis einschließlich 31.12.2023.  
 
Sollte das Bundesministerium für Gesundheit bereits zuvor feststellen, dass ein Versorgungsmangel 
oder eine bedrohliche übertragbare Krankheit im Sinne des § 79 Abs. 5 AMG nicht mehr vorliegt, 
endet diese Gestattung mit dem Zeitpunkt der Feststellung und Bekanntmachung. Maßgebend ist der 
Tag nach der entsprechenden öffentlichen Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit 
im Bundesanzeiger. 
 
Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. 
 
Begründung 
Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeriums für Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 
AMG liegt durch die Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 19.04.2023 veröffentlicht am 
25.04.2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4) vor. Konkret hat das BMG folgendes festgestellt:  
 

„Auf Grund des § 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) macht das Bundesministerium 
für Gesundheit bekannt: 
Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte in 
Deutschland ein Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder. Bei antibiotika-
haltigen Arzneimitteln in Form von Säften handelt es sich um Arzneimittel, die zur Vorbeugung 
oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankungen eingesetzt werden. Für diese Arzneimittel 
steht oftmals keine alternative gleichwertige Arzneimitteltherapie zur Verfügung. Diese Fest-
stellung ermöglicht es den zuständigen Behörden der Länder, nach Maßgabe des § 79 Absatz 
5 und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes Abweichen von den Vorgaben des AMG zu gestatten. 
Das Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt machen, wenn der Versorgungsmangel 
nicht mehr vorliegt.“ 
 

Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime Zweck erreicht, die Versorgung der Bevölkerung 
mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder sicherzustellen. Die getroffene Maßnahme ist geeignet, da 
den Apotheken eine weitere Möglichkeit zur Beschaffung und Bevorratung entsprechender Arznei-
mittel eröffnet wird. Die Maßnahme ist auch angemessen und auf das erforderliche Maß begrenzt, 
da sich diese Allgemeinverfügung darauf beschränkt, den Apotheken die Bestellung der betreffenden 
Arzneimittel ohne vorliegende Bestellung einzelner Personen sowie eine Bevorratung bis zu einem 
Vierwochenbedarf aus EU- Ländern oder Staaten der EWR zu gestatten. Die weiteren Voraussetzun-
gen des § 73 Abs. 3 AMG sind einzuhalten. Überdies ist die Maßnahme auf den Versorgungsmangel 
befristet und endet spätestens am 31.12.2023. 
 
Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen und ermöglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, wenn dies insbesondere aus 
Gründen der Arzneimittelsicherheit erforderlich sein sollte. 
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Rechtsbehelf 
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor 
dem Verwaltungsgericht in Düsseldorf erheben. Die Anschrift lautet: Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf. Die Klage kann schrift-
lich beim Verwaltungsgericht eingereicht oder zu Protokoll der Urkundsbeamtin bzw. des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, erklärt werden. 
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Per-
son signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht wer-
den. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmenbedingun-
gen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 
3803) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Do-
kument übermittelt werden. Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO ver-
tretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 2 VwGO zur Verfügung steht. 
 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend nicht 
möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung 
mittels Schriftform oder zu Protokoll der Urkundsbeamtin bzw. des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich 
danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 
 
 
Viersen, 26.05.2023 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Gesundheitsamt 
 
Im Auftrag 
gez. 
Dr. Lipperheide 
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Gemeinde Grefrath 
 

483/2023 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 2023 

 
Der Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Grefrath für das Haushaltsjahr 2023 mit den dazu-
gehörigen Anlagen liegt gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.Juli 1994 (GV NRW S. 666, SGV NRW 2023) in 
der zurzeit gültigen Fassung, in der Zeit vom 31.05.2023 bis 15.06.2023 im Rathaus Grefrath, Mülhau-
sener Straße 6, 47929 Grefrath, Zimmer 106, während der Dienststunden zur Einsichtnahme öffent-
lich aus. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung einschließlich Anlagen können von den Einwohnern und 
Abgabepflichtigen der Gemeinde Grefrath innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der Ausle-
gung Einwendungen erhoben werden. Diese sind schriftlich an den Bürgermeister der Gemeinde Gre-
frath, Rathausplatz 3, 47929 Grefrath zu richten oder können bei der Kämmerei im Rathaus Grefrath 
zur Niederschrift erklärt werden. Über die Einwendungen beschließt der Rat in öffentlicher Sitzung. 
 
Grefrath, den 25.05.2023 
gez. 
Schumeckers 
Bürgermeister 
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Stadt Viersen 
 

484/2023 Bekanntmachung gemäß der Transparenzpflicht bei Bürgerbegehren 

und Bürgerentscheid (§ 26 a GO NRW) 

 
Bekanntmachung über die Transparenzpflichten der Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens 
und daraus folgenden Bürgerentscheides in der Stadt Viersen am 16. Juni 2023 mit nachfolgender 
Fragestellung: 
 
„Soll der Ratsbeschluss vom 21.06.2022 aufgehoben werden und anstatt der Erweiterung der Klas-
senzügigkeit am Hauptstandort der Gemeinschaftsgrundschule GGS Rahser an der Regentenstraße, 
die Klassenzügigkeit des Teilstandortes an der Krefelder Straße ab dem Schuljahr 23/24 erweitert 
und auf zwei Züge festgelegt werden?“ 
 
§ 26 a der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gibt vor, dass die Unterla-
gen zur Einreichung eines Bürgerbegehrens eine Erklärung darüber enthalten müssen, ob und in wel-
cher Gesamthöhe die Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens Zuwendungen von Dritten für 
die Vorbereitung und Durchführung des Bürgerbegehrens erhalten oder eigene Mittel dafür einge-
setzt haben. Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders für den Zweck der Vorbereitung und Durch-
führung des Bürgerbegehrens, deren Gesamtwert 10.000 Euro übersteigt, sind unter Angabe des Na-
mens und der Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung anzugeben. Es besteht 
ferner eine Mitteilungspflicht der Vertretungsberechtigten gegenüber dem Bürgermeister, wenn die 
Vertretungsberechtigten nach Antragstellung eine Zuwendung erhalten, die allein oder zusammen 
mit weiteren Zuwendungen dieses Zuwenders den Gesamtwert von 10.000 Euro übersteigt. Bei der 
Einreichung eines Bürgerbegehrens müssen die Vertretungsberechtigten an Eides statt versichern, 
dass der Mitteilungspflicht vollständig und richtig nachgekommen worden ist. Im Rahmen der Durch-
führung des eingereichten Bürgerbegehrens und des sich daraus anschließenden Bürgerentscheides 
haben die Vertretungsberechtigten Frau Aarti Das, Frau Manuela Marbach-Doan und Frau Joanna 
Karolina Lange die in der Anlage angeführten Erklärungen abgegeben, die ich hiermit öffentlich be-
kannt mache. 
 
Viersen, den 17.05.2023 
 
gez. 
Anemüller 
 
Die Bürgermeisterin 
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